
Städtische Deputation für Soziales, Jugend und
Integration

13. Sitzungsprotokoll

19. Wahlperiode der Bremischen Bürgerschaft 2015-2019

Sitzungstag:

27. 10.2016

Sitzungsbeginn:

16:36 Uhr

Sitzungsende:

18:15 Uhr

Sitzungsort:
Bremische Bürgerschaft,

Sitzungraum II, Am Markt 20,
28195 Bremen

Teilnehmer / innen: siehe anliegende Anwesenheitsliste

Vorsitz: Herr Möhle (Sprecher der DeputationT

Tischvorlagen:
. Umsetzung des Integrationskonzeptes des Senats, Teilbudget 5 (Ehrenamt,

Gesundheit und Integration in Quartieren):
Konzept Stadtteilbezogene Familienarbeit (Vorlage Nr. 120/16)

. Umsetzung des Integrationskonzeptes des Senats im Teilbudget 4 (Sicherheit)
Extremismusprävention:
Finanzierung des Beratungsangbotes "kitab" (Vorlage Nr. 121/16)

Die Verwaltung erklärt zu Beginn den Grund für den Versand der Tischvorlagen und macht
einen Vorschlag zur Einordnung in die Tagesordnung.

Herr Tuncel (Die Unke) stellt den Antrag, die Tischvorlagen auszusetzen.
Frau Ahrens (CDU) weist darauf hin, dass Punkt 4f neu bereits im Juaendhil-
behandelt wurde.

Gegen die Fraktion Die Linke genehmigt die Deputation folgende geänderte Tagesordnung:
1. Protokoll über die Sitzung am 08. 09. 2016

2. Produktbereichs-ControllingberJcht 2016 (Januar bis Juni)
fürden Produktplan 41 - Jugend und Soziales - inkl. Bericht Sozialleistungen Juni 2016,
neue Zuständigkeiten im Produktgruppenhaushalt und Haushaltsvollzuasanaeleaen^
heiten

(Vorlage Nr. 113/16)

3. Befiehl. über die Annahme und Verwendung von Beträgen aus Sponsoring, Werbung,
?-^?T?-und_Tä^eJ?atische. schenkun^enzurFinanzierun9öffentlicher^
Freien Hansestadt Bremen (Land und Stadtgemeinde Bremen) im Jahr 2015
(Vorlage Nr. 114/16)

4 Flüchtlinge
a^ 5!??r?PJal?.un? zur unterbringung von Flüchtlingen (öffentlicher Teil) sowie

Objektliste für Anmietungen im Asylbereich (nicht öffentlicher Teil
(Vorlage N r. 115/16)

b) ??emchtlinienJibTr. den Betriebvon Einrichtungen zur Unterbringung und
Betreuung von Flüchtlingen und Asylsuchenden und Spätaussiedlerinnen und
Spätaussiedlern im Land und in der Stadt Bremen
(Vorlage N r. 116/16)
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c) Berichtsbitte der Fraktion Die Linke "Aufenthaltsrechtliche Fragebögen in
Unterkünften für Geflüchtete" vom 01. 09. 16
(Vorlage Nr. 117/16)

d) Unterbringung von unbegleiteten minderjahrigen Flüchtlingen (umF/umA)
Anpassung der Zugangsprognose für die Jahre 2016 und 2017
Folgen für die Unterbringungs- und Investitic
(Vorlage Nr. 118/16)

e) Erteilung von Verpflichtungsermächtigungen zur Fortführung der Maßnahmen aus
dem. 3- sofc)rtprogramm und des Integrationskonzeptes zur Aufnahme und Intearation
für Flüchtlinge
(Vorlage Nr. 119/16) -ausgesetzt-

f) Umsetzung des Integrationskonzeptes des Senats, Teilbudget 5 (Ehrenamt,
Gesundheit und Integration in Quartieren):
Konzept Stadtteilbezogene Familienarbeit
(Vorlage Nr. 120/16)

g) Umsetzung des Integrationskonzeptes des Senats im Teilbudget 4 (Sicherheit
Extrem ism usprävention:
Finanzierung des Beratungsangbotes "kitab"
(Vorlage Nr. 121/16)

5' ubertra-gung-del". Erstberatung bei Häuslicher Gewalt an die Beratungsstelle Neue '
t zur Aufgabenübertragung zum 01. 02. 2015 und Durchfüt

^?oMode"pl'OJekts zur Ausweitun9 der AufgabenübertragungnachWegweisung"duarch
(Vorlage Nr. 123/16)

6. Verschiedenes
a) Rollstuhlgerechter Wohnraum

(Berichtsbitte der Fraktion Die Unke vom 13. 09.-
(Vorlage Nr. 124/16)

b) Fachgutachten zur Ermittlung von angemessenen Kosten der Unterkunft
(Berichtsbitte der Fraktion Die Linke vom 28. 09.
(Vorlage Nr. 125/16)

Nicht öffentlicher Teil

7. Flüchtlinge
Objektliste für Anmietungen im Asylbereich
(Vorlage Nr. 128/16)

8- Ausschreibung' Auswahl und Einführung eines neuen IT-Fachverfahrens SGB VIII
OK.JuG)

(Vorlage Nr. 127/16)

Lag^ohr?.ung!p.unkt:4g. "u.msetzungd-es lntegrationskonzeptes des Senats im Teilbudget 4
^Extremismusprävention; Finanzierung des Beratungsangbotes, ', kitab"wTrda

vorgezogen, da die Autorin Frau Frank an der Gesamtbeirätekon'ferenl'teilnehmen muss.
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TOP 4g: Umsetzung des Integrationskonzeptes des Senats im Teilbudget 4
(Sicherheit) Extremismusprävention: Finanzierung des Beratungsangbotes
"kitab" (Vorlage Nr. 121/16)

Die Verwaltung führt in die Vorlage ein.

Frau Grönert (CDU) erklärt, dass die Fraktion der CDU das Projekt begrüßt, aufgrund der
haushaltsrechtlichen Umsetzung der Vorlage aber nicht zustimmen wird.

Herr Tuncel (Die Linke) erklärt, dass das Projekt unterfinanziert sei.

Herr Buhlert (FDP) und Frau Dr. Kappert-Gonther (Bündnis 90/Die Grünen) begrüßen das
Projekt.

Die Deputation fasst gegen die Stimmen der Fraktion der CDU folgenden
Beschluss

Die städtische Deputation für Soziales, Jugend und Integration nimmt das vorgelegte
Konzept Beratungsangebot "kitab" im Rahmen der Umsetzung des Integrationskonzepts,
Teilbudget 4 (Sicherheit) zur Kenntnis und bittet die Senatorin'für Soziafes, Frauen,
Integration und Sport um Umsetzung der Maßnahmen in 2017

TOP1: Protokoll über die Sitzung am 08. 09. 2016

Frau Leonidakis (Die Linke) weist darauf hin, dass zu TOP 3 die Äußerung der Opposition
unvollständig wiedergegeben sei. Dieses betreffe vor allem die Frage einer Vorabantrag-
Stellung.

Die Verwaltung erklärt: Eine Vorabantragstellung ist nicht möglich.
Beschluss

Die städtische Deputation für Soziales, Kinder und Jugend genehmigt das Protokoll mit den
Änderungen über die Sitzung am 08. 09. 2016.

TOP2: Produktbereichs-Controllingbericht 2016 (Januar bis Juni)
für den Produktplan 41 - Jugend und Soziales - inkl. Bericht Sozialleistungen Juni
2016, neue Zuständigkeiten im Produktgruppenhaushalt und
Haushaltsvollzugsangelegenheiten
(Vorlage Nr. 113/16)

Auf die Ausführungen zu Tagesordnungspunkt 2 der staatlichen Deputation für Soziales,
Jugend und Integration am 27. 10. 2016~wi'rd verwiesen.

Die Deputation fasst folgenden geänderten
Beschluss

1. Die stadtisiche Deputation für Soziales, Jugend und Integration nimmt den
Produktbereichs-Controllingbericht 2016 (Juni) und den Bericht Sozialleistunaen. Juni
2016, zur Kenntnis. ' ' ' - ----.-.-...a»..,

2. Die städtsiche Deputation für Soziales, Jugend und Integration nimmt Kenntnis von der
geänderten Verantwortlichkeit im Produktgruppenhaushalt.

3. Gegen die Fraktion der CDU fasst die Deputation folgenden Beschluss:
Die städtische Deputation für Soziales, Jugend und Integration stimmt den
vorgeschlagenen Aufhebungen von Sperren zu.

4. Gegen die ̂Fraktionen der CDU, der FDP und Herrn Tassis (AfD) fasst die Deputatic
folgenden Beschluss:
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Sie ermächtigt die Senatorin für Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport darüber
hinaus zur Einleitung aller notwendigen haushaltsrechtlichen Schritte zur Abdeckuna von
Haushaltsmehrbedarfen und Risiken 2016.

5. Einstimmig fasst die Deputation folgenden Beschluss:
Über den Umsetzungsstand ist zu berichten.

TOP3: Bericht über die Annahme und Verwendung von Beträgen aus Sponsoring,
Werbung, Spenden und mäzenatische Schenkungen zur Finanzierung
öffentlicher Aufgaben der Freien Hansestadt Bremen (Land und
Stadtgemeinde Bremen) im Jahr 2015 (Vorlage Nr. 114/16)

Auf die Ausführungen zu Tagesordnungspunkt 4 der staatlichen Deputation für Soziales,
Jugend und Integration am 27. 10. 2016~wird verwiesen.
Beschluss

Die städtische Deputation für Soziales, Jugend und Integration nimmt den Sponsorinaberic
2015 des Ressorts zur Kenntnis.

TOP4: Flüchtlinge
a) Bedarfsplanung zur Unterbringung von Flüchtlingen (öffentlicher Teil)

sowie Objektliste für Anmietungen im Asylbereich (nicht öffentlicher Teil
(Vorlage Nr. 115/16)

Die Verwaltung führt in die Vorlage ein und beantwortet Nachfragen.
Derzeit seien etwa 700 junge Voltjährige im System der Jugendhiffe, diese wechseln nicht
automatisch in das Versorgungssystem der Erwachsenen.'

F1auKrumpfer.. (SPD). el'klärt'. dass der 9eP'ante Standort in der Gröpelinger Heerstraße
gegen den Beirat geplant und umgesetzt wurde. Sie befürchtet eine'Uberforderuna'des

D^"Yerwaltung, erklärt'.dass^mgan2en stadtgebiet Übergangswohnheime geplant und
umgesetzt werden müssen. Dabei muss immer auf die Gegebenheit des Stadtaebie
eingegangen werden.

D-le.Ra?ion Dlej-inke stellt den A.ntrag- wie. unter TOP 2 der staatlichen Sitzung am
f-10:16^2; produktbereich. s-co_ntro"in9bericht2016 (Januar bis JunQfür'd^

i!/.JUgencl undsoziales - inkl. Bericht Sozialleistungen Juni 2016~neueZustandiakeiie^'jm
: und Haushaltsvollzugsangelegenheiten", mit dem "Real-Case-'zu

^ Anrd,erung?ra_gder F''aktion DleJ-inke stimmen die Fraktionen Bündnis 90/Die Grünen,
), CDU, FDP und HerrTassis (AfD) nicht zu. ---... - --, -. : ^. ^,, ^.,,

Beschluss

l- Die stäcltische Deputation für Soziales, Jugend und Integration nimmt Kenntnis.
2. Die Deputation stimmt der Weiterleitung dieses Berichtelä an'denHaushalts^'und

zu.

b) Förderrichtlinien über den Betrieb von Einrichtungen zur Unterbrir
und Betreuung von Flüchtlingen und Asylsuchenden und ~ '
Spätaussiedlennnen und Spataussiedlern im Land'und in der Stadt Bremen

Nr. 116/16)

Auf die Ausführungen zu Tagesordnungspunkt 5 der staatlichen Deputation für Sozis
Jugend und Integration am 27. 10. 2016'wird verwiesen. """ ~"~" ""''""."'"" "-" -°'TO-
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Die Fraktion Die Linke stellt den Antrag, den Personalschlüssel im Bereich der ambulanten
Betreuung von 1, 25 auf 5, 0 zu erhöhen.

Gegen den Antrag der Fraktion Die Linke stimmen die Fraktionen Bündnis 90/Die Grünen,
der SPD, der CDU, der FDP und Herr Tassis (AfD) dagegen.
Beschluss

Die städtische Deputation für Soziales, Jugend und Integration stimmt der Förderrichtlinie
über den Betrieb von Einrichtungen zur Unterbringung und Betreuung von Flüchtlingen und
Asylsuchenden und Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedlern in der Stadtgemeinde Bremen
zu und bittet um weitere Veranlassung.

c) Berichtsbitte der Fraktion Die Linke "Aufenthaltsrechtliche Fragebögen in
Unterkünften für Geflüchtete" vom 01.09.16
(Vorlage Nr. 117/16)

Die Verwaltung führt in ü\e Vorlage ein und weist darauf hin, dass es nie ein rechtswidriges
Verfahren gegeben hat. Es bestehen Mitwirkungspflichten der Betroffenen.
DasVerfahren wurde geändert, um den betroffenen Trägern nicht weiter der öffentlichen
Kritik auszusetzen.

Frau Leonidakis (Die Linke) weist auf die Vorgeschichte hin und betont, dass das gewählte
Verfahren problematisch sei und von ihrer Fraktion abgelehnt wird.

Herr Reetz (Innere Mission) beschreibt das Verfahren aus Sicht des Trägers und erklärt,
dass die Mitarbeiter zu keinem Zeitpunkt mit Sanktionen gedroht hätten."
Herr Buhlert (FDP) und Frau Grönert (CDU) stimmen der Verwaltung zu.

Frau Leonidakis (Die Linke) bittet um einen Bericht, wie viele Personen abgemeldet wurden.
Frau Ahrens (CDU) bittet um Darstellung der rechtlichen Konsequenzen, wenn die
Betroffenen nicht mitwirken.

Hinweis der Verwaltung: Die Antworten sind dem Protokoll als Anlage beigefügt.
Beschluss

Die städtische Deputation für Soziales, Jugend und Integration nimmt den Bericht der
Verwaltung zur Kenntnis.

d) Unterbringung von unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen (umF/umA)
Anpassung der Zugangsprognose für die Jahre 2016 und 2017
Folgen für die Unterbringungs- und Investitionsplanung
(Vorlage Nr. 118/16)

Die Verwaltung führt in die Vorlage ein und beantwortet Verständnisfragen.
Frau Görgü-Philipp (Bündnis 90/Die Grünen) bittet um Aufschlüsselung der Zahlen der
unbegleitet minderjährigen Flüchtlinge nach Geschlecht.

Beschluss

1. Die städtische Deputation für Soziales, Jugend und Integration nimmt die Vorlage
Unterbringung von unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen/Ausländern (umF/umA),

Anpassung der Zugangsprognose für die Jahre 2016 und 2017" und Folgen für die
Unterbringungs- und Investitionsplanung zur Kenntnis und bittet die Senatorin für
Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport um Weiterleitung der Vorlage an den
Haushalts- und Finanzausschuss der Bremischen Bürgerschaft.

2. Die städtische Deputation für Soziales, Jugend und Integration beschließt, den
investiven Bedarf Flüchtlinge im Bereich "Jugend" zukünftig in der Produktgruppe
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4^?l'06. abz^b!!cl£!!?und bltt^t. c1^ senatorin für Soziales, Jugend, Frauen, Integration
und Sport und die Senatorin für Finanzen um die haushaltstechnische Umsetzung.

e) Erteilung von Verpflichtungsermächtigungen zur Fortführung der
Maßnahmen aus dem 3. Sofortprogramm und des Integrationskonzeptes zur
Aufnahme und Integration für Flüchtlinge
(Vorlage Nr. 119/1 6) -ausgesetzt-

f) Umsetzung des Integrationskonzeptes des Senats, Teilbudget 5 (Ehrenamt,
Gesundheit und Integration in Quartieren): Konzept Stadtteiibezogene
Familienarbeit (Vorlage Nr. 120/16)

Die Verwaltung führt in die Vorlage und weist auf die Behandlung im Jugendhilfeausschuss

Frau Senatorin Stahmann betont, dass die späte Behandlung in der Deputation nicht bei der
Senatorin für Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport begründet war.
Frau Grönert (CDU) erklärt aus den gleichen Gründen wie bei Tagesordnunospunkt 4a das
Abstimmungsverhalten ihrer Fraktion.

Die Deputation fasst gegen die Stimmen der Fraktion der CDU und Herrn Tassis
folgenden

Beschluss

D1st-adtischeP_eputation fül_so2iales, Jugend und Integration nimmt das vorgelegte
Konzept "stacltteilbezogene Familienarbeif im Rahmen der Umsetzung~des~
Lntegrationskonz.e,P.ts' Teilbud9et 5 (Ehrenamt, Gesundheit und Integratio'ni'n den Quartie
zur Kenntnis und^bittet die Senatorin für Soziales, Frauen, Integration und Sport um'
Umsetzung der Maßnahmen 2016.

Top 5: Übertragung der Erstberatung bei Häuslicher Gewalt an die Beratungsstelle
Neue Wege
Hier: Sachstandsbericht zur Aufgabenübertragung zum 01. 02. 2015 und
Durchführung eines Modellprojekts zur Ausweitung der Aufgabeniit
nach Wegweisung durch die Polizei (Vorlage Nr. 123/16)

Auf_die Ausführungen zu TOP6 im Protokoll über die Sitzung der staatlichen Deputation für
s, Jugend und Integration am 27. 10. 2016 wird verwiesen.

Beschluss

Di.estadti-sche DePutation Soziales, Jugend und Integration bittet die Senatorin für Soziales.
3,_Frauen, Integration und Sport und den Senator für Inneres

* Lm^ahme. n.elnes, Moclellpr?jektesnach einer Polizeilichen W'egweisung die Einwillic
zur uatenuDermittlung von häuslicher Gewalt Betroffener einzuholen und diese
Kontaktdaten an^die Beratungsstelle "Neue Wege -Wege aus'der'Beziehu'nasaewalt"
zu übergeben. Ziel ist dabei, die niedrigschwellige aufsuchende'Beratuna"furs'dir

weiter auszubauen.

Nach 6 Monaten Laufzeit des Modellprojektes zu prüfen, ob das Modellorok
weltergeführt und a'SStandardmaßnahme in die Älltagsorganisation-ubernommen wird

nach Alternativen gesucht werden muss.
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TOP6: Verschiedenes
a) Rollstuhlgerechter Wohnraum

(Berichtsbitte der Fraktion Die Linke vom 13. 09.'
(Vorlage Nr. 124/16)

Frau Ahrens (CDU) berichtet von einem Einzelfall in der Elterngeldstelle.
Die Verwaltung bittet um Übermittlung konkreter Daten, um dem Fall nachgehen zu können.
Für die Sitzung am 1 7. November wird ein mündlicher Bericht der Amtsleitung angekündigt.
Beschluss

Die,stadt!^he. Deputation für S02iales. Jugend und Integration nimmt den Bericht der
i für Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport vom"05. '10. 201'6"zul ruKenntnis.

b) Fachg,utac.hten. zul-Ermittlun9 von angemessenen Kosten der Unterkunft
der Fraktion Die Linke vom 28.09.1

(Vorlage Nr. 125/16)

^ &^onlD ie, unke)betont-. dass seine Fraktion die Antw°rt unbefriedigend findet und

lroaggeh°ebndwer^rwaltung gegen einen vorlie9end~enBes^lussd"esSoSalgeur^teuB^e^

^uzeQp?äHd:l£^DT, ü:$ auf den Beschluss des Gerichte hi". Das -'^ende
^eemS^S£^^^MCh^^^^^
Beschluss

^en^Ses^upT^n. föLSOSa!eIJUg!nd.un_d lntegration n'mmt den Bericht deri für Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport vom"017<:;0'.2^6l2uLru^enntnis.

Nicht öffentliche Sitzung. Beginn: 18:1 Uhr^Ende: 18:27 Uh

TOP7: Flüchtlinge
Objektliste für Anmietungen im Asylbereic
(Vorlage Nr. 128/16)

JW31^SBS^S^S Elnführun8 e'nes neuen IT-Fachverfah-
(Vorlage Nr. 127/16)

Sprecher
ProtokollführerirT
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Mitfllieder der Deputation für Soziales . lügend und Integration
Vertreter/in des Senats

Senatorin Anja Stahmann

Staatsrat Jan Fries"

^. ^w^t

Vertreter/in deF

Bremischen Bürgerschaft

CDUAhrens, Sandra (MdBB)~

Bredehorst, Gönül (Dep.) /.-aw^
FDPDr. Buhlert, Magnus (MdBB)

Dumas, Hela (Dep.)

Erlanson, Peter (MdBBJ

Gorgü-Philipp, Sahhanim
^VVA^~? C

B'90/Die Grünen

Grönert, Sigrid (MdBB)

Jäschke, Petra (MdBB)

Krümpfer, Petra (MdBB)

wßeM^e^Ete^
[as£

1-Breuer; Sabine (Dep~)
Wcu^

SPD

>O^J<)J-J^L^
.-.,'

'M^

Mahle, Klaus (MdBB)"
- Sprecher -

Tassis, Alexander (MdBB)

SPD

AfD

SPD

B'90/Die Grünen

B'90/Die Grünen

Tuchel, Valentina (MdBB)

Wendland, Susanne (MdBB)
- stellvertr. Sprecherin -
Yildiz, Kebire (MdBB)"
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Die Senatorin für Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport
[ Sitzung am: 27.10.2016Staatliche und städtische

Deputation für Soziales,
Jugend und Inteqrafinn'

Sitzungsort: Haus der
Bürgerechaft, Raum II, Am Markt
20, 28195 Bremen

Gästelsachw"»"d-81""^e^ andere, B,h6rden/lnstto"one7
Name T"tnstJÄn/BehÖrde-

& ^ i '^^^ .W 1^ ̂  r,



Die Senatorin für Soziales,
Jugend, Frauen, Integration
und Sport

Freie
Hansestadt
Bremen

Jan Bembennek (400-08-02)
361-2785

jan. bembennek@soziales.bremen.de
8. November 2016

Deputation für Soziales, Jugend und Integration (S)

Anlage zum Protokoll über die Sitzung vom 27. 10. 2016
zu TOP 4c S - Aufenthaltsrechtliche Fragenbögen in Unterkünften
für Geflüchtete

Berichtsbitte: Zahl der abgemeldeten Flüchtlinge
Frau Leonidakis (Fraktion Die Linke) bittet um Auskunft, wie viele Flüchtlinge abgemeldet
worden sind.

In der Praxis sind keine Personen aufgrund fehlender Mitwirkungspflicht zum Auszug
aufgefordert worden. Die Auszüge und Abmeldungen erfolgten allein aufgrund von
Umverteilungsbescheiden, wenn die betroffenen Personen aufgrund derVILA-Umverteilung
einem anderen Bundesland zugewiesen wurden. Dies betraf bis im Zeitraum 10. 05. 2016
(Inbetriebnahme der Notunterkunft Gottlieb-Daimler-Straße) zum 31. 10. 2016 insgesamt 26
Personen.

Berichtsbitte: Rechtliche Konsequenzen bei fehlender Mitwirkung
Frau Ahrens (Fraktion CDU) fragt, welche rechtlichen Konsequenzen für die Betroffenen bei
fehlender Mitwirkung entstehen.

Grundsätzlich besteht eine in § 82 des Aufenthaltsgesetzes normierte Verpflichtung für
Ausländer ihre Belange und für sie günstige Umstände, soweit diese nicht offenkundig oder
bekannt sind, unter Angabe nachprüfbarer Umstände unverzüglich bei der
Ausländerbehörde gelten zu machen und hierfür die Nachweise, die sie erbringen können,
unverzüglich beizubringen. Die Ausländerbehörde kann hierfür eine angemessene Frist
setzen. Nach Ablauf dieser Frist geltend gemachte Umstände und beigebrachte Nachweise
können unberücksichtigt bleiben.

Im konkreten Fall der Anhörung zu § 15a AufenthG bedeutet dies, dass die
Ausländerbehörde bei fehlender Mitwirkung nach Fristablauf nach Aktenlage entscheidet. Im
Regelfall ist dann davon auszugeben, dass keine zwingenden Gründe gegen eine
Umverteilung in ein anderes Bundesland bestehen. Weitere rechtliche Konsequenzen sind
vom Gesetzgeber nicht vorgesehen.


